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We are (the) 
REVOLUTION 


Die Zeitung, die du in deinen Händen 
hältst, wird regelmäßig von Jugendlichen 
zu unterschiedlichen Themen herausge- 
bracht. Diese Gruppe von Jugendlichen 
nennt sich genau wie die Zeitung - REVO- 
LUTION. Wir sind eine internationale 
kommunistische Jugendorganisation, die 
engagierte Jugendliche auf zwei Kontinen- 
ten organisiert. 


Wir haben ein gemeinsames Programm, 
das wir uns selbst erarbeitet haben. Wir 
sind offen für jede Diskussion, aber wir 
stehen geschlossen hinter unseren Aktio- 
nen. Wie unser Name sagt, sind wir für die 
Revolution, für den Kommunismus. Eine 
gerechte und befreite Gesellschaft kann 
nur entstehen, indem der Kapitalismus 
von denen, die er unterdrückt, zerschlagen 
wird. Und der Kampf dafür beginnt jetzt, 
in konkreten Kämpfen, wie im Kampf der 
Refugees für volle Bürgerrechte oder Seite 
an Seite mit Arbeiter _innen aus aller Welt. 


Wir haben wöchentliche Ortsgruppentref- 
fen, auf denen wir gemeinsam diskutie- 
ren und Aktionen planen. Wir gehen auf 
Demonstrationen, unterstützen Streiks 
und bringen Flugblätter und eine Zeitung 
heraus, um neue Jugendliche und junge 
Arbeiterinnen für unsere Ideen zu gewin- 
nen. Wenn du unsere Ideen unterstützt, 
dann werde aktiv, organisiere dich gemein- 
sam mit uns! 


Auch in deiner Stadt 


Berlin | Bonn | Freiburg | Fulda | München 
Karlsruhe | Kassel | Leipzig | Hof 
(O/Kel=TnloJ0lge HU Zeiatet- Ten WWSiHBiader- Tan 


Ortsgruppentreffen 

Berlin | jeden Montag | 18° Uhr 

JUP | Florastraße 84 

Kassel | jeden Mittwoch] 19°° Uhr 

Cafe DesAsta | Arnold-Bode-Straße 6 
Fulda | jeden Dienstag | 17° Uhr 

Büro Die LINKE | Heinrichstraße 81 

Bonn | Jeden zweiten Dienstag | 17% Uhr 
Ort auf Anfrage 

Stuttgart | jeden Mittwoch | um 18°° Uhr 
Kolchose Ost | Wagenburgstraße 77 
Leipzig | jeden Freitag | 18° Uhr 
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V.i.S.d.P. Alexandra Müller, Berlin 


REVOLUTION-Camp 2015 


VON SEAMUS LONGBOTTOM 


In der letzten Augustwoche fand unser 
Camp und die Sommerschulung der 
deutschen und österreichischen Sek- 
tion der Liga für die 5. Internationale 
Statt. Neben Gästen aus der Ukraine, 
England und Mazedonien beteilig- 
ten sich über 100 Personen an dieser 
gemeinsamen Schulung. Erfreulich 
hervorzuheben war der hohe Anteil an 
weiblichen Teilnehmer_innen. 


Es gab mehr als 100 Workshops mit 
vielen verschiedenen Themen, wel- 
che sich durch die gesamte Schulung 
zogen. Ein Schwerpunkt stellte der 
Imperialismus im 21. Jahrhundert dar 
und wurde mit 16 Workshops bearbei- 
tet. Außerdem haben wir uns neben 
Grundlagen des Marxismus für Einstei- 
ger_innen, intensiv mit der Frage von 
Partei und Programm, geschichtlichen 
Themen, Gewerkschaftsarbeit und 
verschiedenen Formen sozialer Unter- 
drückungen beschäftigt. Abgesehen 
von den theoretischen Themen gab es 
auch Praxisworkshops, wie Demotrai- 
ning, Layout- oder Rhetorikworkshops. 


Highlights waren zwei abendli- 
che Podiumsdiskussionen mit den 


Themen „Krise, Anti-Imperialismus und 
Anti-Kapitalismus“ sowie „Feminismus 
oder proletarische Frauenbewegung - 
wie kämpfen gegen Ausbeutung und 
Unterdrückung?“. In diesen Debatten 
stellten nicht nur die veranstaltenden 
Gruppen ihre Positionen dar, sondern 
auch Vertreter innen von ANTAR- 
SYA Berlin, der Antikapitalistischen 
nicht-weißen Gruppe Berlin, Borotba 
und CareREVOLUTION 
Wien. 


Als es am Don- 

nerstag wegen 

eines Brandan- 

schlages auf eine 

Unterkunft von 
Refugees in Berlin 
zu einer Solidari- 
tätsdemonstration 
kam beteiligten wir 
uns daran. Als wir an 
der Demonstration 
ankamen und uns positionierten, kam 
es zu handgreiflichen Auseinanderset- 
zungen von Seiten der antideutschen 
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Organisator_innen, welche zuvor mit 
Hilfe der Polizei (!!) linke Aktivist_ 
innen von der Demo entfernen ließen, 
da diese ein Pali trugen. Wir ließen uns 
durch diese Provokationen seitens der 
Antideutschen nicht provozieren, blie- 
ben in der Demonstration und konnten 
somit ein Sammelpunkt für antiimperi- 
alistische Gruppen und Aktivist_innen 
darstellen. 





Neben all den theoretischen und prak- 
tischen Workshops veranstalteten und 
feierten wir am letzten 
Abend ein Konzert mit 
Boykott, Kaveh und Tha- 
wra sowie spontanen 
Kurzauftritten. Das Kon- 
zert war nicht nur tanz- 
technisch, sondern auch 
politisch „feinste Sahne“ 
und machte Lust auf 
mehr. 


Insgesamt sehen wir das 
Camp mit über 100 Teil- 
nehmer_innen, vielen neuen 
Gesichtern und internationalen Gästen 
als Erfolg an und hoffen, dass wir im 
nächsten Jahr daran anknüpfen können. 


REVOLUTION vor Ort CHE 












REVOLUTION Fulda 


In Fulda fand vor kurzem der Kongress „Freude am Glauben“ 
statt. Dabei wurde offen für homo-, bi- und transgenderfeind- 
liche Ideologien geworben. Gegen diesen Kongress hatte sich 
auch Protest organisiert an welchem REVOLUTION Fulda sich 
beteiligte. Unter dem Motto „Fulda ist bunt“ hatten sich ca. 
30 Menschen versammelt um vor dem Esperanto zu demons- 
trieren. Gleich am Anfang tauchten einige alte Männer und 
Pfaffen auf um die Kundgebung mit ihren Kameras zu foto- 
grafieren. Unsere Kundgebung begann mit einer guten und 
informativen Rede, die hauptsächlich aufklären wollte. Es 
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REVOLUTION BERLIN/ FULDA 


Am 17. AugustliefSüdiga nach ihrer Sommerpause wieder auf. 
Neben Genoss_innen von REVOLUTION Fulda, waren auch 
Genoss_innen von REVOLUTION Berlin dabei um gegen die 
Neonazis zu demonstrieren. Der Kundgebungsort der Nazis 
war direkt vor einer Aufnahmestelle für Geflüchtete ange- 
meldet, was die Faschisten dazu veranlasste, ihre Reden auf 
„Englisch“zu halten. Highlightsdavon waren: ‚Thisistnotany- 
more funny“, „The money is over“ oder „This Land is insolvent“ 
Die Gegendemonstration, welche positiverweise von vie- 
len Geflüchteten geprägt war, hatte die Redner der Faschos 
ausgebuht, beschimpft und mit Parolen wie „Geflüchtete 
bleiben, Nazis vertreiben“ kommentiert. Der MDR gab 


"REVOLUTION BONN 


Am 03.Juli kam es in Köln zu einer Demonstration im Rah- 
men des europaweiten Aktionstages für OXI! und in Solida- 
rität mit Griechenland statt. Trotz der relativ kurzfristigen 
Entscheidung zur Demonstration waren ca. 600 Menschen 
auf der Straße, unter ihnen auch viele junge Griech_innen. 


Wir von REVOLUTION waren auch mit einer kleinen Anzahl 
an Genoss_innen vor Ort und konnten auf der Demonstra- 
tion hunderte Flyer verteilen. Unsere Flugblätter kamen vor 


BE REVOLUTION vor Ort 
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kamen nach und nach jüngere Gläubige und auf a 
unseres Flyers, den wir verteilt hatten, kam zu einigen Dis- 
kussionen. Einige junge Menschen wollten den Kongress ver- 
teidigen und haben sich relativ klar von dem offenen Hetzen 
gegen LGBTIQ-Personen und auch von Hetze gegen Geflüch- 
tete distanziert, aber die bürgerliche Familie verteidigt und 
behauptet, dass „man leider nicht alle aufnehmen könnte“. 


Auch wenn uns bewusst ist, dass kleine Kundgebungen 
nicht ausreichend sind um effektiv gegen Diskriminierung 
von LGBTIQ-Personen zu kämpfen, sehen wir die Kundge- 
bung als kleinen Erfolg an. 
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einem Geflüchteten die Möglichkeit sich in einem Interview 
zu äußern: „Wir wollen hier leben, wir wollen hier bleiben. 
Wir wollen Frieden“ und bringt damit die simple Hauptfor- 
derung der Geflüchteten nach einem sicheren Leben gut 
auf den Punkt. Wir müssen jedoch klar feststellen, dass die 
Mobilisierung der Linken sehr schlecht war. Mit 150 Leu- 
ten kann man einen Naziaufmarsch nicht blockieren und ist 
einer derart aktuellen und politisch wichtigen Frage wie der 
Flüchtlingsproblematik nicht würdig. Hier müssen die gro- 
ßen Organisationen der Arbeiter _innenbewegung gefragt 
sein, den Aufbau einer antifaschistischen Arbeiter_inne- 
neinheitsfront aufzubauen um koordiniert und mit Selbst- 
schutz gegen die Angriffe von Faschisten und Rassisten auf 
Flüchtlinge und deren Unterbringungen vorzugehen. 











allem bei Passant_innen gut an. . Von der deutschen Oma 
bis zum somalischen Geflüchteten. Gefreut hat uns auch, 
dass wir nicht nur einmal nach einem größeren Stapel Flyer 
gefragt wurden um diese auch noch an Freunde oder Fami- 
lie weiterzugeben. 


Wir sagen weiterhin OXI! Nein! No! Hoch die internationale 
Solidarität! 


Lasst das Kapital und nicht die europäische Arbeiter_innen- 
klasse und Jugend die Krise bezahlen! 


Der Staat - Teil 3: Das Absterben des Staates 


Für die Überwindung der kapitalistischen Gesellschaft durch eine soziale Revolution und eine Übergangsphase, die wir als Sozialismus 
bezeichnen, ist die Frage des Staates von zentraler Bedeutung. Sich mit ihr intensiv auseinander-zusetzen ist für jede revolutionäre 
Organisation unerlässlich. Wir widmen dieser Thematik innerhalb unserer Rubrik „Grundlagen des Marxismus“ eine dreiteilige Serie. 


VON LUKAS MÜLLER 


Durch die Vergesellschaftung aller 
Produktionsmittel.wird der Staat zum 
Repräsentanten der gesamten Gesell- 
schaft. Je mehr dabei die Klassenun- 
terschiede verschwinden verschwin- 
det auch der Staat und das Volk nimmt 
die Verwaltung der Gesellschaft selbst 
in die Hand. Je größer die an der Aus- 
übung der Staatsmacht beteiligen Per- 
sonen, desto weniger ist eine eigene 
Staatsmacht von Nöten. Die Institutio- 
nen hören in dem Maße auf zu existie- 
ren, wie sie nichts mehr zu tun haben. 
Der Staat wird also nicht einfach 
abgeschafft, er stirbt ab. Allerdings 
nicht durch Reformen, durchgesetzt 
in den Parlamenten. Sondern nach der 
gewaltsamen Erkämpfung der Staats- 
macht durch das bewaffnete Proleta- 
riat und der Ersetzung des bürgerli- 
chen durch den proletarischen Staat. 


Engels schrieb dazu: 


„Das Proletariat ergreift die Staatsge- 
walt und verwandelt die Produktions- 
mittel zunächst in Staatseigentum. Aber 
damit hebt es'sich selbst als Proletariat, 
damit hebt es alle Klassenunterschiede 
und Klassengegensätze auf, und damit 
auch den Staat als Staat. Die bisherige, 


vertrat: im Altertum Staat der sklaven- 
haltenden Staatsbürger, im Mittelalter 
des Feudaladels, in unsrer Zeit der Bour- 
geoisie. Indem er endlich tatsächlich 
Repräsentant der ganzen Gesellschaft 
wird, macht er sich selbst überflüssig. 
Sobald es keine Gesellschaftsklasse 
mehr in der Unterdrückung zu halten 
gibt, sobald mit der Klassenherrschaft 
und dem in der bisherigen Anarchie der 
Produktion begründeten Kampf ums Ein- 
zeldasein auch die daraus entspringen- 
den Kollisionen und Exzesse beseitigt 
sind, gibt es nichts mehr zu reprimieren, 
das eine besondere Repressionsgewalt, 
eine Staat, nötigt machte. Der erste Akt, 
worin der Staat wirklich als Repräsen- 
tant der ganzen Gesellschaft auftritt 
- die Besitzergreifung der Produktions- 
mittel im Namen der Gesellschaft -, ist 
zugleich sein letzter selbständiger Akt 
als Staat. Das Eingreifen einer Staats- 
gewalt in gesellschaftliche Verhält- 
nisse wird auf einem Gebiet nach dem 
andern überflüssig und schläft dann 
von selbst ein. An die Stelle der Regie- 
rung über Personen tritt die Verwaltung 
von Sachen und die Leitung von Pro- 
duktionsprozessen. Der Staat wird nicht 
„abgeschafft“, er stirbt ab.“ 


Der proletarische Staat beginnt also 
von Anfang anabzusterben.Die Pariser 


sich in Klassengegensätze bewegende „, Kommune war für Marx und Engels 


Gesellschaft hatte den Staat nötig, das 
heißt eine Organisation der jedes- b; 


ein Beispiel für das Zerschlagen 


. u der bürgerlichen Staatsmaschi- 


maligen ausbeutenden Klasse zur nerie und die Errichtung eines 
Aufrechterhaltung ihrer äußeren Ih IF proletarischen, absterbenden 


Produktionsbedingungen, also 
namentlich zur gewaltsamen ® 
Niederhaltung der ausgebeu- 
teten Klasse in den durch die 
bestehende Produktionsweise 
gegebenen Bedingun- 


oder Hörigkeit, Lohn- 
arbeit). Der Staat 
war der offizi- 
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Staats und somit für Engels 


© KL „schon kein Staat im eigent- 
ıl.| lichen Sinne mehr” Doch 
4 auch ein absterbender Staat 


ird erst ganz verschwinden 
können, wenn eine 


Verhältnissen ohne 
die Ausbeutung der 
Lohnarbeit und die 





elle Repräsen- 
tant der ganzen 
Gesellschaft, ihre 
Zusammenfassung in 
einer sichtbaren Körperschaft, aber 

er war dies nur, insofern er der Staat 
derjenigen Klasse war, welche selbst 
für ihre Zeit die gesamte Gesellschaft 





Unterdrückung 
ge des Staates der 
Kapitalisten groß 


geworden ist. Eine 

en, die sich von 
wi: an daran gewöhnt die Regeln 
des gesellschaftlichen Zusammenle- 
bens auch ohne Zwang einzuhalten, 


die daran gewöhnt ist Teil der Gesell- 
schaft zu sein und diese mitzuver- 
walten, also auch die Trennung von 
Hand- und  Kopfarbeit vollständig 
überwindet. Diese wird dann endlich 
in der Lage sein „den ganzen Staat- 
splunder von sich abzutun“”, denn es 
wird niemand mehr da sein, der nie- 
dergehalten werden muss. Auch dann 
erst kann das bürgerliche Recht über- 
treten werden. Jeder wird nicht nur 
nach seiner Arbeitsleistung, sondern 
nach seinen Bedürfnissen Zugriff auf 
die von allen hergestellten und im 
Voraus geplanten, ausreichend vor- 
handenen Konsumgüter haben. Dies 
ist möglich, da ALLE gesellschaftlich 
notwendige Arbeit ohne die Hemm- 
nisse einer Klassengesellschaft leis- 
ten. Marx: 


„In einer höheren Phase der kommunisti- 
schen Gesellschaft, nachdem die knecht- 
ende Unterordnung der Individuen unter 
die Teilung der Arbeit, damit auch der 
Gegensatz körperlicher und geistiger 
Arbeit verschwunden ist; nachdem die 
Arbeit nicht nur Mittel zum Leben, son- 
dern selbst das erste Lebensbedürfnis 
geworden; nachdem mit der allseitigen 
Entwicklung der Individuen auch die Pro- 
duktivkräfte gewachsen und alle Spring- 
quellen des genossenschaftlichen Reich- 
tums voller fließen - erst dann kann der 
enge bürgerliche Rechtshorizont ganz 
überschritten werden und die Gesell- 
schaft auf ihre Fahne schreiben: Jeder 
nach seinen Fähigkeiten, jeder nach sei- 
nen Bedürfnissen.“ 


Wie lange es dauern wird, bis dieser 
Prozess des Hineinwachsens in die 
höhere Phase der kommunistischen 
Gesellschaft abgeschlossen ist, lässt 
sich nicht wissenschaftlich ergründen. 


Natürlich denkt Marx hier im internati- 
onalem Maßstab. Kommunismus kann 
nicht existieren, während auf dem Rest 
der Welt noch eine ausbeutende Kapi- 
talistenklasse ihr Unwesen treibt, wel- 
che es niemals zulassen würde, dass 
eine befreite Gesellschaft parallel zu 
ihr existiert. Diese könnte sich dann, 
ohne Staat, auch gar nicht effektiv zu 
Wehr setzen. Kommunismus kann nur 
international funktionieren. 


Grundlagen des Marxismus MEN 


Revolutionäre Linke in 


VON GEORG ISMAEL, LUKAS MÜLLER, 
SIMEON HALTER UND LARS FILDER 


Mit der Gründung der „Revolutionären Linken (RL)“ Anfang 
Juli versuchen klassenkämpferische Jugendliche eine Ant- 
wort auf den Rechtskurs ihrer Organisation und ihrer Mut- 
terpartei zu finden. Es ist die konsequente Reaktion auf 
die verstärkten Angriffe des reformistischen Zentrums und 
des rechten Flügels um die Antideutschen gegenüber den 
Linken in ['solid]. Bereits die Namensgebung drückt den 
berechtigten Wunsch aus, dem eine konsequent sozialisti- 
sche Politik entgegenzustellen. 


Wir von REVOLUTION stehen an der Seite dieser Jugendli- 
chen und möchten den Aufbau der RL unterstützen, da wir es 
in Zeiten von Krisen in ganz Europa, der massiven Zunahme 
rassistischer Gewalt und einem Krieg in der Ukraine für das 
Gebot der Stunde halten für den Aufbau einer revolutionä- 
ren, sozialistischen Jugendorganisation einzutreten. 


Einige Genossen von uns kamen ehemals von Solid, waren 
dort teilweise viele Jahre organisiert. Mittlerweile haben 
sie sich dazu entschieden vor allem außerhalb von Solid 
aktiv zu sein und sich unserer Organisation angeschlossen. 
Nichtsdestotrotz haben sie ihre Bindung zu Solid nie auf- 
gegeben und sehen dort nach wie vor Potenzial um das es 
sich lohnt zu kämpfen. An der Gründung der RL haben sie 
sich deshalb tatkräftig beteiligt, nachdem sie in Hessen Ver- 
suche in eine ähnliche Richtung unternommen hatten. Wir 
wollen unseren Genossen und den Jugendlichen aus Solid 
bei ihrem Kampf helfen und hiermit einen Beitrag dazu 
leisten. 


Das Hauptproblem in Solid und Linkspartei stellen unserer 
Meinung nach weder die Antideutschen, noch die momen- 
tane Rechtsentwicklung Richtung Regierungsbeteiligung 
dar. Diese sind bloß’Ausdruck eines tieferen Problems: Solid 
und Linkspartei sind und waren von Anfang an reformis- 
tische Organisationen, deren Programmatik darauf ausge- 
richtet ist den Kapitalismus lediglich durch.Reformen „sozi- 
aler“ zu machen, statt einen konkreten Weg aufzuzeigen, 
wie man ihn auch zerschlägt und-eine’andere Gesellschaft 
aufbaut. 


Insofern war die LINKE bereits, seit ihrer Gründung eine 
pro-kapitalistische Partei. Wem diese Behauptung zu.hart 
klingen mag, der sollte nach Griechenland schauen, wo 
das links reformistische Hoffnungsprojekt SYRIZA mit aller 
Macht den Kapitalismus rettet - zulasten der griechischen 
und europäischen Arbeiter_innenklasse. 


Natürlich war und ist die LINKE auch heute eine Partei, die 
Arbeiter_innen und Jugendliche organisiert, die sich gegen 
die Symptome des Kapitalismus wehren wollen. Aber eine 
Partei, die den Kapitalismus letztlich retten oder auf jeden 
Fall nicht stürzen will, kann keinen konsequenten Kampf 
gegen diese Symptome führen, geschweige denn mit ihren 
Ursachen Schluss machen. 


BE solid 


Sie wird unvermeidlich eine Bürokratie, bestehend aus Par- 
teifunktionär_innen, reformistischen Parlamentarier_innen 
und den rechten Flügel an die Spitze der Partei drängen. 
Denn eine Partei, deren primäres Ziel der Kompromiss mit 
dem Kapital und seinem Staat ist, braucht zwangsläufig eine 
privilegierte Schicht von Verhandlungsführer_innen und 
Bürokrat_innen. Während die Basis weitestgehend passiv ist 
und das Programm mehr eine Wunschliste, als eine Hand- 
lungsanweisung, agieren die reformistischen Führer_innen 
weitestgehend autonom von den Interessen ihrer Basis. 


Diese Politik führt nicht dazu, dass sich das Klassenbe- 
wusstsein im revolutionären Sinne hebt, sondern in den 
wirren der Sozialpartnerschaft eingefroren, und in entschei- 
denden Momenten der Auseinandersetzung von der Füh- 
rung verraten wird. Das aktuellste Beispiel hierfür ist der 
Ausverkauf des „Nein“ zu den Spardiktaten in Griechenland. 
Der Rechtsruck ist also der inneren Logik der LINKEN und 
[solid] geschuldet. 


Revolutionär_innen müssen sich deshalb vor allem auf eine 
Konfrontation mit dem Reformismus und dem Schatten der 
Linksparteibürokratie in Solid einstellen, und zu ihm eine 
klare Alternative aufzeigen. Die Antideutschen sind dabei 
nur ein willkommenes Werkzeug der Solid Führung gegen 
Bewegungen von links über das diese ihre schützende Hand 
hält. 


Haben Revolutionär_innen keine klare Einschätzung vom 
Reformismus, müssen sie unweigerlich in der Auseinander- 
setzung mit diesen Kräften scheitern. 


Die Gründungserklärung der RL geht leider an keiner Stelle 
auf den Reformismus als eine politische Qualität ein. Selbst 
das Wort Reformismus wird nirgendwo auch nur erwähnt. 
Das ist ein politisches Versäumnis, das dringend behoben 
werden sollte, wenn die RL tatsächlich eine revolutionäre 
Zukunft haben möchte. 


Die“Gründungserklärung ist eine politische Willensbekun- 
dung, die wichtige Fragen für Sozialist_innen aufwirft und 
andere dazu einlädt diese gemeinsam zu beantworten. 
Hierin liegt ihre Berechtigung. Sie ist aber noch kein Pro- 
gramm, das dem Reformismus eine revolutionäre Alterna- 
tive entgegenstellen kann. 


Ein Programm ist allerdings das gemeinsame Verständnis 
der Ergebnisse des bisherigen Klassenkampfes und die 
sich daraus ergebenden Perspektiven für die sozialistische 
Revolution. Es ist das Ergebnis einer Analyse der Klassen- 
kampfverhältnisse in einem bestimmten Land innerhalb 
internationaler Verhältnisse. Und vor allem ist es für Revo- 
Lutionär_innen eine praktische Handlungsanleitung. 


Um einem weit verbreiteten „Missverständnis“ vorzubeu- 
gen, bedeutet das keinesfalls, dass Revolutionär_innen alle 
Maßnahmen des revolutionären Programms unmittelbar 
umsetzen könnten. Das revolutionäre Programm beschreibt 


eben nicht nur, das zu einem gewissen Zeitpunkt „im Kapi- 


talismus machbare“, sondern das für die Arbeiter_innen und 
die Revolution Notwendige. 


Wenn wir bereits heute im Programm von der Notwen- 
digkeit der Zerschlagung des bürgerlichen Staates und 
der Revolution sprechen, tun wir gut daran. Bereits Rosa 
Luxemburg kritisierte die Reformist_innen vor mehr als 
100 Jahren dafür, dass „Die Bewegung alles, und das Ziel 
nichts“ für sie sei. Sie legte eindrucksvoll dar, dass wer das 
Ziel nicht benennen würde, zwangsläufig keinen bewussten 
Weg zum Ziel darlegen könnte oder gar einen anderen Weg 
einschlagen müsste. 


Wer aber heute von Revolution spricht, muss auch darle- 
gen, wie sie umgesetzt werden kann, denn revolutionäres 
Bewusstsein entwickelt sich nicht in „Etappen“. Es entwi- 
ckelt sich auch nicht dadurch, dass man der Jugend das 
Programm in Häppchen serviert. Es muss vollständig und 
klar dargelegt werden. Das Programm spiegelt also eine 
gesamtheitliche Methode wieder, die man nicht zerlegen 
und beschneiden kann, um es verträglicher zu machen. 
Einige wird man sofort dafür gewinnen können, andere erst 
nach gemeinsamen Erfahrungen oder längeren Diskussio- 
nen. Wir sagen das bewusst, 
weil es wichtig ist festzustel- 
len, dass Revolutionär_innen 
heute in Deutschland sehr 
schwach sind. 


Doch unter vielen Linken in 
[solid], auch bei den Genoss_ 
innen der SAV, gibt es die weit 
verbreitete Vorstellung, dass 
der Reformismus eine - im 
krassesten Fall unvermeid- 
liche - Übergangsform zu 
revolutionärem Bewusstsein 
darstellen würde. Es ist aber 
keine Notwendigkeit, dass 
Jugendliche durch die demo- 
ralisierenden Erfahrungen 
einer reformistischen Organi- 
sation gehen müssen. 


Trotzdem ist es vollkommen richtig nun eine Revolutio- 
näre Linke in ['solid] aufzubauen. Dies liegt aber weniger 
an unserer Einschätzung, dass ['solid] zu einer revolutio- 
nären Organisation „transformiert“ werden könnte. Gerade 
weil dies nicht der Fall ist, braucht es die RL. Diese wird 
den Aktivist_innen bei ihren revolutionären Auseinander- 
setzungen mit „den Mühlen‘, für einige sogar recht schnell, 
die Unvermeidbarkeit eines Bruches aufzeigen - entweder 
indem die Mühle gebrochen wird oder in Form eines orga- 
nisierten Austrittes. 


Selbst wenn wir diese Auseinandersetzung nicht woll- 
ten, sie wird uns aufgezwungen werden. Ein Blick auf die 


gungen eingreift. So 
Strukturen geschaffen 
[Revolutionäre 7 
Linke in solid] 


e weiter? 


geführten Diskussionen bei der RL auf FB, oder noch neuer 
die Diskussionen rund um den begrüßenswerten Raus- 
schmiss des LAK Shalom aus dem Niedersächsischen Lan- 
desverband, zeigt dies eindrucksvoll. Wir sollten sie aber 
führen. Wir wollen ja nicht nur die Basis für uns gewinnen, 
sondern ihr auch ein anderes Programm und eine demokra- 
tische, rechenschaftspflichtige und kämpferische neue Füh- 
rung geben. Sollte das nur durch den Aufbau einer neuen 
Organisation möglich sein, dann ist auch das ein Schritt, der 
notfalls getan werden sollte. Und hierfür gilt es nicht die 
Augen zu verschließen, sondern die RL bewusst auch für 
diese Möglichkeit vorzubereiten. 


Wir denken, dass die wichtigste Aufgabe der RL ein ent- 
schlossenes Auftreten als aktive Fraktion sein sollte, mit 
dem Anspruch um die Führung in Solid zu kämpfen. Mit 
Klarheit und Bestimmtheit sollte die RL innerhalb und 
außerhalb [’solid]s für ihre Ideen werben und auf der Straße 
erkennbar dafür eintreten. Die RL sollte nicht nur ein Netz- 
werk sein, sondern tatsächlich eine Struktur, die revolutio- 
näre Mitglieder organisiert, die sich an den Debatten und 
Aktionen beteiligen sowiein Klassenkämpfe und Bewe- 
können Verankerungen und 
werden, welche die RL im 
Falle eines Bruches nicht 
unvorbereitet in organisa- 
torische Wirren verschlägt. 
Wir würden ebenfalls dafür 
plädieren die RL nach 
„demokratisch-zentralis- 
tischen“ Aspekten aufzu- 
bauen. Das heißt, es sollte 
die volle Freiheit der Dis- 
kussion innerhalb der RL 
geben. Gleichzeitig sollten 
gemeinsam beschlossene 
Aktionen und Initiativen 
auch gemeinsam von 
allen Mitgliedern der RL 
umgesetzt werden. 















Da die RL aber noch kein fer- 
tiges Programm hat und es 
unterschiedliche Strömun- 
gen in ihr gibt, würden wir 
dafür plädieren, dass die Diskussionen um das Programm 
und die Perspektiven der RL auch offen ausgetragen wer- 
den können. Wir glauben, dass das nicht abschreckend, 
sondern gerade anziehend auf Jugendliche sein würde, die 
sehen, dass ein aktiver und offener Prozess stattfindet, der 
solidarisch aber klar geführt wird. 


Wir sehen, es liegen große Herausforderungen vor der RL, 
wenn sie ihrem Anspruch gerecht werden will. Wir rufen 
alle in [solid] dazu auf, die sich nach einer revolutionären 
Alternative sehnen, sich der RL anzuschließen. Lasst uns 
gemeinsam für den Aufbau einer revolutionären Jugendor- 
ganisation in Deutschland eintreten! 


solid 


Flucht und Imperialismus: Ein unlösbare 


In Europa befindet sich Fremdenfeindlichkeit, Nationalismus und Rechtspopulismus seit einigen Jahren im Aufwind. Neben 
den etablierten Parteien wie der Front National in Frankreich, Vlaams Belangs in Belgien oder Jobbik in Ungarn, befindet 
sich auch die Rechte in Deutschland rund um die Alternative für Deutschland, PEGIDA, HoGeSa etc. in einer Umgruppierung 
und sucht nach Stabilität. Neben einem EU-kritischen Kurs, bietet auch die Flüchtlingsthematik seit einiger Zeit diesen 
Kräften eine Bühne um ihre Positionen und Einfluss zu verbreitern. 


VON SIMON HALTER UND CHRISTIAN GEBHARDT 


Derzeit befinden sich über 50 Millionen Menschen auf der 
Flucht und die Weltgemeinschaft auf der Suche nach einer 
Lösung. Dieses internationale Problem, hervorgerufen und 
befeuert durch die aufkommenden Krisenherde in der Welt, 
verlangt nach einer deutlichen und tiefgreifenden Lösung 
und kann nicht mit einmaligen Aktionen und Solidaritäts- 
bekundungen aus der Welt geschafft werden. Der Imperi- 
alismus und seine zunehmenden innerimperialistischen 
Konflikte ist der zugrundeliegende Rahmen in welcher 
diese Lösungsansätze aus Sicht der internationalen Arbei- 
ter_innenklasse gesucht werden muss. 


Deutschland... 

Hatte die deutsche Bourgeoisie sowie die deutsche 
Regierung noch Möglichkeiten die Krisenauswirkun- 
gen von 2008/2009 in Deutschland kleinzuhalten, treten 
nun durch die zunehmende EU-Krise sowie die Flücht- 
lingsströme Krisenauswirkungen auf, welche in einem 


Lage von weiblichen Geflüchteten 

Wie viele politische Themen, wird auch die Flüchtlingsthe- 
matik aus männlicher Sicht geprägt. In den Medien werden 
fast ausschließlich männliche Refugees interviewt und 
auch in den Medien wird häufig dargestellt, dass zum Groß- 
teil Männer nach Europa flüchten. Laut UNO sind jedoch 
30 % aller Refugees Frauen und ca. 50% Kinder. Die meis- 
ten Frauen befinden sich jedoch in großen Refugeecamps 
EIOET-TU FH oaYZo]a a DI-TFLETei a1 E-IaTo la oyArYAm -IUlgeJor: WaBTaTe m <olalat-IoWlejnn 
nicht „weiter“flüchten, weil sie ihre Kinder versorgen müs- 
sen. Sie bleiben zurück und hoffen das die männlichen 
Teile ihrer Familie sie später nachholen können. 


Neben Fluchtgründe wie Krieg, Folter oder religiöse Verfol- 
gung, gibt es auch einige frauenspezifische Fluchtgründe, 
die Frauen in die Flucht zwingen, jedoch international 
nicht als Fluchtgründe anerkannt werden. Hierbei kann 
Genitalverstümmelung, Zwangsverheirat, Vergewaltigung, 
Witwenverbrennung, Zwangssterilisation oder Zwangs- 
prostitution als einige Beispiele aufgeführt werden. Auch 
Frauen, die „kulturellen Normen“ nicht entsprechen oder 
gegen gewisse Kleiderregeln verstoßen sind oft Repressi- 
[oJ aT=1o WEBTo[e a old GE- TORTE L-IT-1 4 0 IKT SWEET: [UT NE 
bien, in das Unmengen deutscher Waffen verkauft worden 
Slate ae SETT-IsWelt-u <J1eW XoToJantleismar-Te[-TomVeiguet-igTeinn: 
gestellt. Dabei liegt das Strafmaß im Ermessen des Rich- 
ters und sind nicht selten Peitschenhiebe oder Haftstrafen. 


Frauen, die flüchten sind einer deutlich stärkeren Unter- 
drückung ausgesetzt und brauchen neben dem Anerken- 
nen von frauenspezifischen Fluchtgründen, individuel- 
len Schutz und gesonderte Unterbringung, falls diese 
gewünscht ist. 
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national-protektionistischen Rahmen nicht mehr bewältigt 
werden können. Durch seinen imperialistischen Charakter 
versucht Deutschland mit seiner Politik die Stellung der 
deutschen Großkapitalisten gegenüber ihren Kontrahenten, 
in Europa auszuweiten. Diese Politik für die „Großen“, lässt 
die „kleinen“ Kapitalisten sowie das Kleinbürgertum im 
Regen stehen. Diese Umstände bereiteten das Aufkommen 
der AfD, bereitete die soziale Basis der PEGIDA-Bewegung 
vor und führte in gewissen Teilen der Bevölkerung zu einem 
Rechtsruck. Auf der anderen Seite bot die deutsche Linke, 
von der Sozialdemokratie über die Linkspartei bis hin zur 
radikalen Linken keinerlei Perspektive. 


Im Moment sind die rassistischen Bewegungen rund um 
HoGeSa, PEGIDA und Co. nicht vergleichbar mit noch vor 
Ende letzten Jahres, jedoch heben sich radikaler Teile der 
Bewegung mit direkten Angriffen auf Geflüchtete hervor. 
zählte die Polizei allein für das Jahr 2015 über 500 ras- 
sistische Übergriffe. Sachsen hebt sich besonders negativ 
hervor, gibt es dort im Schnitt täglich einen rassistischen 
Aufmarsch, einen Brandanschlag oder eine körperliche 
Tätigkeit. 


Die (bis jetzt) traurigen Höhepunkte stellen Freital und Hei- 
denau dar. Dort konnte der rassistische Mob offen Unter- 
künfte von Refugees angreifen, während die Polizei nicht 
genügend Leute da hatten und die (radikale) Linke sich im 
totalversagen übte. 


Auch die bundesweite Politik nimmt immer weiter rassis- 
tische Züge an, auch wenn sich Merkel kurzeitig mit ihrer 
initiierten “Willkommenskultur” bundesweit wie auch 
international hat feiern lassen. Wir dürfen nicht vergessen, 
dass während Spekulanten ganze Straßenzüge leer ste- 
hen lassen, Refugees in überfüllte Zeltlager oder Heimen 
untergebracht werden ohne auf ihre körperlichen wie geis- 
tigen Bedürfnisse einzugehen. Gesetze wie die Residenz- 
pflicht, welches besagt, dass Geflüchtete sich nur in einem 
bestimmten Gebiet aufhalten dürfen oder das Verbot ihre 
Arbeitskraft zu verkaufen, sind rassistisch und werden mit 
aller Konsequenz, bis hin zur Abschiebung in Kriegsgebiete 
durchgesetzt. „Willkommen“ geht anders. 


... und Europa 

Während die EU die Grenzen um Europa immer schneller 
und aggressiver schließt und verbarrikadiert, suchen Refu- 
gees aus z.B. Syrien über den Landweg nach immer neuen 
Möglichkeiten ihren Situationen zu entkommen. Mazedo- 
nien gilt dabei als gutes „Schlupfloch“, da Griechenland die 
Grenze nicht mehr „sichern“ kann. 


In der Stadt Gevgelija an der südöstlichen Grenze zu Grie- 
chenland überquerten 1500 Refugees die Grenze nach 
Mazedonien. Dabei kam es zum ersten Mal dazu, dass die 


s Problem? 


Polizei versuchte die Geflüchteten mit Blendgranaten, 
Tränengas und nach Angaben mancher Quellen auch mit 
Schüssen aufzuhalten. Dies wiederholte sich nun erneut an 
der serbisch-ungarischen Grenze. Um das Land nicht von 
Geflüchteten „überschwemmen zu lassen“, baute Ungarn kur- 
zerhand einen Zaun rund um seine Grenzen auf. So wurde 
es ganz deutlich, dass das offene und grenzfreie Europa nur 
für das Kapital in letzter Instanz gilt. Für Menschen in Not, 
gilt dies nicht. Jedoch gelangen immer mehr Menschen den- 
noch über die Grenzen. Entweder in dem sie massenhaft die 
Grenzkontrollen versuchen zu stürmen oder in Einzelaktio- 
nen die Zäune zerstören und sich einen Weg nach Europa 
bahnen. Die nächste Antwort der europäischen Regierun- 
gen ist das Einstellen des Zugverkehrs sowie das Aufheben 
des Schengenabkommens. Immer mehr Länder (allen voran 
Deutschland) beginnen ihre Grenzkontrollen zu verstärken 
um Refugees auf ihrer Flucht zu behindern. Dies zeigt ganz 
deutlich, dass die kapitalistischen europäischen Staaten 
Europas keinerlei Interesse daran haben die Flüchtlingskrise 
wirklich im Sinne der Geflüchteten zu lösen. Zu aller erst 
stehen die Interessen des Nationalstaates im Vordergrund. 


Europas „Flüchtlingspolitik“ 

Doch die abschreckende und menschenverachtende Flücht- 
lingspolitik Europas fällt nicht vom Himmel. Noch zu Zeiten 
von Gaddafi (ehemaliges Staatsoberhaupt in Libyen) und vor 
seinem Sturz 2011, hatte Italien ein Abkommen mit Libyen. 
Dies beinhaltete, dass Gaddafi sich um das „Problem küm- 
mert“ und im Gegenzug ca. 200 Mio. Euro pro Jahr bekam. 
Europas Hände waren somit rein, Gaddafi hielt Refugees in 
Nordafrika gefangen, brachte sie in die Wüste und lies sie 
dort sterben. 


Nach dem Sturz Gaddafis musste Europa handeln und ver- 
stärkte seine Grenzsicherungseinheiten, FRONTEX im Okto- 
ber 2011. FRONTEX dient offiziell der Koordinierung der 
Zusammenarbeit unterschiedlicher EU-Mitgliedsstaaten 
zum Zweck ihre Außengrenzen zu schützen. Die kürzlich 
gemachten Erfahrungen mit etlichen ertrunkenen Geflüch- 
teten im Mittelmeer zeigt, dass FRONTEX 

nicht das Ziel verfolgt Flüchtlinge in 
ihrer Not zu helfen und sie sicher 
nach Europa zu bringen. Ganz im 
Gegenteil. Faktisch lässt FRON- 
TEX Boote versinken, kämpft offensiv 
gegen Schlepperbanden und hat die 
Aufgabe, die Wege über das Mittel- 
meer nach Europa abzuriegeln. Es 
dient dazu den Fokus auf die Schlep- 
perbanden als Hauptgrund des 
Unheils der Flüchtlinge zu lenken, 
anstatt auf die menschenverachtende 
Politik der EU. 


Aber nicht nur praktisch, sondern auch ideologisch wird 
eine Kampagne gegen Geflüchtete geführt. Hierbei wird 
versucht, nicht nur die Bevölkerung in den europäischen 
Staaten und die Flüchtlinge zu spalten, sondern auch die 
unterschiedlichen Flüchtlingsgruppen untereinander. Hier 
wird versucht Flüchtlinge in „gute“ Kriegsflüchtlinge oder 
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„böse“ Wirtschaftsflüchtlinge zu spalten. Wie dies Aussehen 
kann, haben wir schon in Berlin bei der Besetzung des Ora- 
nienplatzes gesehen. Hier war es der bürgerlichen Regie- 
rung gelungen, die Flüchtlinge in zwei Gruppen zu spalten, 
was schlussendlich dazu führte, dass ein Teil der Geflüchte- 
ten sich wegen wagen Versprechungen gegen einen ande- 
ren Teil hat ausspielen lassen. Diesen Spaltungsversuchen 
müssen wir klar entgegen drehten und hervorheben, dass 
nur ein gemeinsamer Kampf aller Geflüchteten zusammen 
mit der europäischen Arbeiter_innenklasse zum Ziel führen 
kann. 


Gegenwehr! 

Um die Spaltung der Einwohner _Innen und Geflüchteten 
zu verhindern und sich nicht mit dem einfachen populis- 
tischen Argument: „Lieber Geld für Kitas als für Flüchtlinge“ 
fangen zu lassen, müssen die Kämpfe der Geflüchteten mit 
den Kämpfen der deutschen sowie europäischen Arbeiter_ 
innenklasse verbunden werden. Die Thematik zeigt deut- 
lich, dass es sich um eine politische Frage handelt, die auch 
politische Lösungen bedarf. Auch wenn humanitäre Kampa- 
gnen und direkte Hilfeleistungen für Refugees wichtig und 
richtig sind, darf dies nicht der ausschließliche Fokus der 
Bewegung sein. Die Refugee-Bewegung muss einen Schul- 
terschluss mit den europäischen Arbeiter_innenbewegun- 
gen suchen. Die Lösung kann nicht sein, Flüchtlingen durch 
weiteren Sozialabbau zu helfen und die Arbeiter_innen für 
die Auswirkungen der kapitalistischen Krise bezahlen zu 
lassen. Die Krise, Kriege und Auseinandersetzungen, wel- 
che Flucht erst notwendig machen, haben die Kapitalisten 
verursacht, sie müssen dafür auch bezahlen! 


Forderungen: 

« Öffnung der Grenzen und Bereitstellung sicherer 
Fluchtmöglichkeiten! FRONTEX zerschlagen! Grenzen 
niederreißen! 

° Gegen alle Abschiebungen und „Auffanglager“! Gegen 
alle Einwanderungsbeschränkungen, „Ausländerge- 
setze“ und Einschränkungen politischer Rechte! Für 
volle staatsbürgerlichen Rechte für alle! 

«e Für menschenwürdige Unterkünfte, kostenlose psychi- 
sche sowie medizinische Betreuung! 

« Verbindung der Kämpfe der Arbeiter_innenklasse und 

den Refugees! Für das volle Organisations- 


recht aller Refugees in Gewerkschaf- 

EZ ten, Parteien sowie Jugendorganisa- 
SL tionen der Arbeiter innenbewegung. 
„Geld für Kitas UND Refugees statt 

für Banken“! Lasst diejenigen bezahlen, 
die für die Krise verantwortlich sind! Ent- 
eignung der deutschen und europäischen 
Kriegsmittelindustrie und Verstaatli- 


chung unter Arbeiter_Innenkontrolle. 
« Der Selbstschutz muss organisiert 
F Ä Ö werden! Aufbau von Selbstverteidi- 


gungsstrukturen in jedem Stadtteil und 
Landregion aus Arbeiter_Innen, Jugendlichen, 
Migrant_Innen und Refugees! 

« Aufbau und Vorbereitung einer bundesweiten anti- 
rassistischen Bewegung! Ein Anfang kann hier der für 
November geplante Schulstreik in Solidarität mit den 
Refugees in Berlin sein. Diese Idee sollte bundesweit 
aufgegriffen und mit den Kämpfen der Refugees und 
der Arbeiter_innen verbunden werden. 


Refugees CHEN 


Interview mit einer Genossin von Borotba 


VORWORT VON FLO WASSER 
GEFÜHRT VON LARISSA KACHE 


Seitdem im Frühjahr 2014 die Euro- 
maidan-Bewegung einen Staatstreich 
in der Ukraine durchführte, gibt es 
dort eine Regierung unter Beteiligung 
von Faschist_innen und Rechtspopu- 
list_innen. Die Arbeiter_innenklasse 
hat sich auf schwerwiegende Angriffe 
einzustellen. Jüd_innen, Russ_innen 
und Pol_innen geraten ebenfalls in 
das Visier rechter Milizen. Der Ukraini- 
sche Staat geht mit aller Härte gegen 
die Arbeiter _innenbewegung vor und 
bekämpft vor allem die Linken in der 
Ukraine. So ist nicht nur die Kommu- 
nistische Partei verboten worden, son- 
dern selbst das Zeigen kommunisti- 
scher Symbole wie Hammer und Sichel 
steht jetzt unter Strafe. 


Doch es gibt auch Widerstand gegen 
das Kiewer-Regime. Wir stehen schon 
seit längerem in Kontakt mit der ukrai- 
nischen Organisation „Borotba“ und als 
Genoss_innen von „Borotba“ an unse- 
rem Sommercamp teilnahmen, nutzten 
wir die Gelegenheit sie zu interviewen: 


Hallo M., stelle doch erst einmal deine 
Organisation vor. 


„Borotba“ kann mit „Kampf“ über- 
setzt werden. Wir verstehen uns als 
Marxistisch-Kommunistische Orga- 
nisation, die für die Interessen der 
Arbeiter _innenklasse in der Ukraine 
kämpft. Unsere Prinzipien sind der 
Antikapitalismus, der Antifaschismus 
und die Frauenrechte. Wir haben Büros 
und große Gruppen in Städten wie z.B 
Kiew, Odessa und Charkow. 


In der Ukraine haben wir viele kurdi- 
sche Einwander_innen aus der Türkei, 
mit denen wir zusammen Aktionen 
und Demonstrationen organisierten. 
Wir waren von Anfang an eine der 
größten Kräfte der Anti-Maidan Bewe- 
gung, weil wir diesen von Beginn an für 
bürgerlich und rechts hielten. 


Unsere Organisation „Borotba“ wurde 
im Mai 2011 gegründet. 2012 hatten 
wir unsere Konferenz, auf welcher 
unser Programm diskutiert wurde. 
„Borotba“ wurde aus Teilen verschie- 
dener Jugendgruppen gegründet, 
unter anderen die Jugendorganisation 
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„Che Guevara“, die Bewegung „Jugend 
gegen Kapitalismus“ und der „Lenin- 
sche Kommunistische Jugendverband 
der Ukraine/Komsomol“, welcher der 
Jugendverband der „Kommunistischen 
Partei der Ukraine“ ist. Auch Teile die- 
ser Partei liefen zu „Borotba“ über, weil 
sie nicht wirklich kommunistisch ist, 
sondern oligarchische und bürokrati- 
sche Strukturen aufweist. Die Jugend- 
lichen in der Partei wollten natürlich 
nicht Teil dieser Ideologie sein, son- 
dern voranschreiten und etwas Eigenes 
aufbauen. Dementsprechend waren 
wir von Beginn an hauptsächlich eine 
Jugendorganisation, wir hatten aber 
den Anspruch, eine allgemeinere Par- 
tei für Arbeiter_innen zu werden. 


In wieweit seid ihr von Repression und 
faschistischen Übergriffen betroffen? 


Wir kämpften sehr mit wachsendem 
Faschismus in der Ukraine, wobei 
unsere Hauptgegner die rechtspopu- 
listische „Swoboda-Partei“ und ein- 
zelne Nazis sind. 2014 wurde unser 
Hauptbüro in Kiew attackiert, und 
wir verlagerten unsere Hauptarbeit 
nach Charkow, woraufhin auch dort 
das Büro angegriffen wurde. Bei dem 
Massaker des „Marsches der Einheit“ 
in Odessa wurde ein Genosse getö- 
tet. Andrej Brashewski, ein 16-jähri- 
ger Schüler. Viele unserer Genossen 
wurden zu politischen Auswanderern, 
weil sie von Faschisten erkannt werden 
konnten und von ihnen entführt oder 
getötet wurden. Ich und einige Genos- 
sen stehen in einer öffentlichen Liste 
von Separatisten und Terroristen im 
Internet. 


Wie steht es um die Lage der Jugend 
in der Ukraine und zu welcher politi- 
schen Orientierung dieser Jugend hat 
die Krise geführt? 


Nach der Auflösung der Sowjetunion 
wurde der Grad der Bildung immer 
schlechter. Es wurde gegen Kommu- 
nismus und für Nationalismus propa- 
giert. Dadurch wurde die ukrainische 
Jugend zu einer rechten Kraft. Mit dem 
Assoziierungsabkommen sollten ukrai- 
nische Universitäten dann auf europä- 
ischen Standard gehoben werden. Der 
Präsident Janukowitsch wollte da nicht 
mitziehen und begann Universitäten 
zu schließen und zu technisieren. Der 


Euromaidan startete dann eine Kam- 
pagne mit Hilfe des Bildungsminis- 
ters, durch die den Oppositionellen 
und alten Lehrern verboten werden 
sollte zu unterrichten. Dabei kam es 
zu Korruption und der Fälschung von 
Daten. Denn eines der Hauptziele 
des Maiden ist es, Prozesse zur Aus- 
reise nach Europa zu erleichtern. Von 
wegen, wir können euch nicht ernäh- 
ren, wir haben keine Arbeit, geht nach 
Europa und arbeitet dort. Kinder von 
reicheren Familien unterstützen die 
Idee des europäischen Bildungsstan- 
dards und haben das Ziel, nach ihrer 
Ausbildung dort Arbeit zu finden. Auch 
Kinder armer Familien möchten in der 
EU arbeiten, aber sie schaffen es nicht, 
gute Jobs zu bekommen, sondern müs- 
sen sich mit schlecht bezahlter Arbeit 
zufrieden geben. Dadurch hatte der 
rechte Flügel sehr starken Einfluss auf 
Jugendlichen, da sie ihnen ein bisschen 
Macht und Schutz bieten. Ihnen wurde 
u.a. eingeredet, dass die Einwanderer 
ihnen die Arbeit stehlen würden. Men- 
schen aus dem Südosten der Ukraine 
waren nicht politisch aktiv. So kam es, 
dass sie sich diesen rechtsextremen 
Gruppen anschlossen, die Macht und 
finanzielle Unterstützung seitens des 
Staates zu bieten hatten. Viele gehen 
auch zur Armee. Einige Kleingruppen 
versuchen dagegen zu mobilisieren, 
aber es ist schwierig. 


Als die Ukraine den europäischen Ver- 
trag unterzeichnete, schlossen einige 
Konzerne und es kam zu einer hohen 
Arbeitslosenrate. Die politische Ori- 
entierung der Jugend in der Ukraine 
hängt stark von ihrem ökonomischen 
Stand ab. Prekäre Lebenssituationen 
bieten einen Nährboden für fremden- 
feindliches Gedankengut. Zusammen 
mit einer nationalistischen Bildung 
wird eine sehr rechte Jugendbewegung 
herangezogen. 


Wir sind solidarisch mit dem antifa- 
schistischen Widerstand in der Ukraine, 
der eine sehr schwere Mission hat. Für 
Organisationen wie „Borotba“ geht es 
nicht nur darum, das Kiewer-Regime 
und seine faschistischen Kettenhunde 
zu schlagen, sondern auch darum, den 
Einfluss russischer Nationalist_innen 
und den pro-russischen Teilen der 
ukrainischen Oligarchie in den Volks- 
republiken zu vermindern. 


Rechter Terror in Israel 


VON MARVIN SCHUTT 


Anfang August drangen 4 israelische Siedler nachts in das 
palästinensische Dorf Duma ein, um dort ihren Anspruch 
auf deren Land geltend zu machen. Gemäß ihres religiösen 
Rechtes, das nur jüdisches Leben im biblischen Judäa und 
Samaria (Westjordanland) vorsehe, zündeten die 4 rechts- 
extremen Männer ein Wohnhaus einer palästinensischen 
Familie ein, wobei ein 8-Wochen altes Kind und dessen 
Eltern in den Flammen ums Leben kamen. Die Gewalttat 
blieb nicht folgenlos: Großdemonstrationen in Israel und 
militante Proteste in den besetzten palästinensischen 
Gebieten veranlassten Premierminister Benjamin Netanjahu 
(ein jahrzehntelanger, vertrauenswürdiger Freund der Sied- 
lungsbewegung) den Mordanschlag als “Jüdischen Terror” 
zu bezeichnen und Reaktionen anzukündigen. 


Nichts Neues! 

Die Krokodilstränen, von Netanjahu und Co., können 
jedoch getrost im Klo heruntergespült werden. Bren- 
nende Moscheen und Kirchen, Angriffe mit Schusswaffen, 
Brandanschläge auf Felder und Plantagen, sowie rassisti- 
sche Graffitis mit dem Schriftzug “Arabs to the gas cham- 
bers”, gehören seit Jahrzehnten zum Alltag der Besatzung. 
In den wenigsten Fällen aber wird gegen die Täter_innen 
von israelischer Seite ermittelt, geschweige denn werden 
Strafen ausgesetzt. Stattdessen werden die Siedler_innen 
vor palästinensischen Gegenreaktionen von der Armee 
beschützt. Angriffe von palästinensischer Seite werden 
dagegen mit massiver Repression, angefangen bei Haftstra- 
fen ohne Gerichtsprozess, bis hin zu Kollektivstrafen und 
Häuserzerstörungen, geahndet - Hoch lebe der israelische 
„Rechtsstaat“! 


Siedlungsbau 

Um den Besitz, der im 6-Tagekrieg 1967 eroberten Gebiete 
zu sichern, ermutigte die damalige Regierung die israelische 
Zivilbevölkerung mit stattlichen Subventionen dazu, in die 
eroberten Gebiete zu ziehen. Die entstandenen Siedlungen 
rangen um strategisch wichtige Gebiete und Wasserquellen. 
Sie sollten zudem als Pufferzone für angreifende Nachbar- 
staaten dienen. Die israelische Bourgeoisie erkannte das 
Profitpotential der Besatzung und verlegte viele Produk- 
tionsstandorte ins besetzte Westjordanland, um sich dort 
mit billiger palästinensischer Arbeitskraft, fernab von jegli- 
chen Arbeitsrechten, die Taschen voll zu machen. Die Leih- 
arbeitsfirmen, die die palästinensischen Arbeiter_innen an 
die Siedlungen vermitteln, gehören übrigens in vielen Fäl- 
len hochrangigen Funktionär_innen der palästinensischen 
Autonomiebehörde, die sich ebenfalls an der Besatzung 
bereichern. 


Bis heute leben 350 000 Siedler _innen im Westjordanland 
und weitere circa 200 000 in Ost-Jerusalem. Der Siedlungs- 
bau hat jedoch auch innerhalb der israelischen Bourgeoisie 
seine Kritiker_innen gefunden: Während die Profite einiger 
israelischer Kapitalfraktionen weiterhin von der Besatzung 
abhängig sind, hat die internationale Solidaritätsbewe- 
gung, die Appelle der UN, sowie der Druck der USA, die sich 
nun auch Israels arabischen Nachbarstaaten immer weiter 


annähern, einen anderen Teil der Bourgeoisie, zu Zuge- 
ständnissen an die palästinensische Seite gezwungen und 
eine Spaltung der herrschenden Klasse bewirkt. Ausdruck 
dessen war der scharfe Wahlkampf zwischen dem rechts- 
extremen „Likud-Wahlblock“ und der von der Arbeitspartei 
geführten “Zionistischen Union”. Die Gründung eines paläs- 
tinensischen Staates stand jedoch für keine der Fraktionen 
zur Debatte. 


Angriffe innerhalb Israels 

Auch vor anderen Jüdinnen und Juden macht der rechte Ter- 
ror in Israel keinen Halt: Während israelische Anti-Kriegsak- 
tivist_innen fortwährend von Nationalist_innen angegriffen 
werden und sogar persönliche Morddrohungen erhalten, 
wurde die israelische Gay-Pride (eine Demonstration für die 
Rechte von Homosexuellen) diesen Monat zum wiederhol- 
ten Male, von ultra-orthodoxen Attentäter_innen angegrif- 
fen, wobei 6 Teilnehmer_innen mit einem Messer niederge- 
stochen wurden. Auch äthiopische Jüdinnen und Juden sind 
innerhalb Israels massiver struktureller Benachteiligung, 
rechten Gewaltakten und rassistischen Polemiken ausge- 
setzt. Nach wiederholten Angriffen durch Polizeikräfte, ent- 
fachten sich im Sommer dieses Jahres, militante Massenpro- 
teste äthiopischer Jüdinnen und Juden, die auf ihre Situation 
aufmerksam machten und sich gegen die Angriffe zu Wehr 
setzten. 


Gegenwehr! 

Dass der israelische Staat und seine Organe keinen Schutz 
bieten kann und die Terrorist_innen oft aus seinen eigenen 
Reihen stammen, zeigen die Erfahrungen der Palästinenser_ 
innen aus dem Westjordanland, der Antikriegsbewegung aus 
Tel Aviv oder der äthiopischen Jüdinnen und Juden. Schutz 
vor Angriffen können nur eigene Selbstverteidigungskomi- 
tees der Betroffenen bieten. Die selbst gegründeten Vertei- 
digungspatrouillen, die die palästinensischen Dörfer nachts 
gegen Siedler_innenangriffe schützen, sind bereits ein ers- 
ter wichtiger Schritt dahin. Von großer Bedeutung ist jedoch 
der gemeinsame Kampf von Palästinenser_innen, Jüdinnen 
und Juden. Beide sind vom rechten Terror und der Repres- 
sion des Staates betroffen und werden sich nur Schulter an 
Schulter gegen diese zur Wehr setzen können. Solche mul- 
tiethnischen Selbstverteidigungseinheiten, könnten nicht 
nur in der Lage sein sich gegen die Angriffe der Rechtsex- 
tremen zur Wehr zu setzten, sondern auch, in Form einer 
Arbeiter_innenpartei, als wirksames Gegenmachtorgan, den 
israelischen Staat und seine Verwalter_innen der Besatzung, 
herausfordern. Ziel dabei muss stets die Überwindung der 
rassistischen Spaltung, die Entmachtung der herrschenden 
Klasse und die Gründung eines gemeinsamen Staates sein. 
Dieser muss, auf der Grundlage einer demokratischen Wirt- 
schaftsplanung durch Arbeiter- und Bauernräte, in der Lage 
sein können, allen Minder- und Mehrheiten ihre demokrati- 
schen Rechte zu gewähren. 


I 


Kampf dem Zionismus! Für ein freies, 
sozialistisches, sekuläres Palästina! 
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Interview mit einem mazedonischen Akvistien 


GEFÜHRT VON 
CHRISTIAN GEBHARDT 


Mazedonien ist ein Land, von wel- 
chem wir in den deutschen Medien 
recht wenig hören. Dennoch war von 
Mazedonien kurzzeitig in Verbindung 
mit den Flüchtlingsströmen aus dem 
Nahen Osten sowie Asien stark in den 
deutschen Medien vertreten. Auf unse- 
rem diesjährigen Sommercamp hatten 
wir Genoss_innen aus Mazedonien zu 
Gast. Diese Möglichkeit nutzen wirzur 
Erstellung dieses Interviews mit einem 
Aktivist in der „Bewegung für soziale 
Gerechtigkeit - LENKA (HBnxemse 34 
CounjanHna TIpasaa JIEHKA). In Anbe- 
tracht der Fülle an interessanten Fra- 
gen konnten wir’bestimmte politische 
Fragen nicht in’voller Länge ausdisku- 
tieren, wie z.B. die Frage danach wel- 
che Strategie LENKA anwendet um 
unterschiedliche politische Strömun- 
gen zusammen zu führen, oder wie sie 
sich eine gemeinsame Partei mit diesen 
politischen Organisationen vorstellen. 
Wir hoffen jedoch, dass wir diese Fra- 
gen mit den anwesenden Genoss_innen 
und darüber hinaus weiter diskutieren 
können. 


Hallo Denis. Könntest du uns zu Beginn 
einen kurzen Einblick in eure Organisa- 
tion geben? Wie sieht eure Alterstruktur 
aus? Welche politischen Strömungen 
sind in eurer Organisation vorhanden 
und wie sieht LENKA seine Zukunft? 


Unsere Organisation -— Bewegung für 
soziale Gerechtigkeit LENKA (Ilgnxeise 
3a Counjanna Ilpasaa JIEHKA) wurde 
im Jahre 2008 gegründet. Wir verste- 
hen uns als eine kommunistische, anti- 
kapitalistische, antiimperialistische, 
antisexistische, antinationalistische 
sowie antifaschistische Organisation. 
Das Alter der meisten unserer Mitglieder 
liegt zwischen 23-40 Jahren, aber natür- 
lich sind wir offen für Personen jegli- 
chen Alters, Geschlechts, Ethnie oder 
Herkunft. In LENKA organisieren sich 
Mitglieder aus fast jeder in Mazedonien 
vorkommenden Ethnie (Mazedonier_ 
Innen, Türk_Innen, Serbier_Innen, Alba- 
nier_Innen, Bosniaken, etc.). Im starken 
Unterschied zu anderen mazedonischen 
linken Organisation finanziert sich 
LENKA ausschließlich unabhängig und 
wird nicht von Organisationen wie die 
SOROS oder der Rosa Luxemburg Stif- 
tung finanziert. Einerseits ermöglicht 
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uns das eine politische Unabhängigkeit 
von diesen Geldquellen, auf der ande- 
ren Seite bedeutet dies aber auch, dass 
wir nie genug finanzielle Mittel haben 
um alle Aktivitäten welche wir gerne 
durchführen würden zu finanzieren. 
LENKA vereinigt unterschiedliche 
politische Strömungen in einer Bewe- 
gung: Trotzkist_Innen-Leninist_Innen 
(Mehrheitsströmung), Maoist_Innen, 
Stalinist_Innen (Minderheitsströmung) 
sowierTitoist„Innen. Derzeit befindet 
sich LENKA auch in»Einheitsgesprä- 
chen mit anderen linken Bewegungen 
und Organisationen (Leftist Movement 
SOLIDARITY - Jlesuuapcko ABnkemse 
COJINDAPHOCT and Communist Party 
of Macedonia) um einerseits engere 
Zusammenarbeit zu diskutieren und 
andererseits die Möglichkeit zur Bil- 
dung einer politischen Partei zu prüfen. 
Diese Partei würde uns ermöglichen 
zu den nächsten Wahlen an zu drehten 
(April 2016). 


Kannst du uns einen kleinen Überblick 
über die vor kurzem’stattgefundene 
Bildungsbewegung in Mazedonien 
erzählen? 


Die Student_Innenbewegung mit dem 
Namen Studentenplenum (CTyaeHTtckn 
IlneHym -Plenumi Studentor) entstand 
als Konsequenz vieler gescheiteter 
Regierungsreformen, welche das Ziel 
hatten das Bildungssystem zu verbes- 
sern und weiterzuentwickeln. Jedoch 
wurde dieses Ziel nie erreicht. Die 
Regierung versuchte ein unhaltbares 
Gesetz für höhere Bildung einführen, 
mit welchem sie versuchten den Uni- 
verstiäten ihre Autonomie zu entreißen 
und die alleinige Kontrolle über den 
Bildungssektor zu erlangen. Zusätz- 
lich hatte das Gesetz den Zweck, junge 
und fortschrittliche Student_Innen 
in Mazedonien daran zu hindern kri- 
tische Meinungen zu entwickeln. 
Das erste Mal in der Geschichte Maze- 
doniens organisierte das Plenum 
erfolgreich vier Demonstrationen, die 
mehrere Zehntausend Student_Innen 
mobilisierte, die dadurch ihren Unmut 
mit dem umstrittenen Gesetz sowie der 
diktatorischen Regierung im Allgemei- 
nen ein Sprachrohr verliehen. Zusätz- 
lich organisierte das Plenum auch die 
Besetzung des Universitätsgeländes. 
Diese Besetzung hielt 15 Tage an und 
brachte die Regierung schließlich dazu, 
das Gesetz zurückzunehmen. 


Wir von REVOLUTION in Deutschland 
sind sehr aktiv in der Refugeebewe- 
gung. Kürzlich war Mazedonien in 
den deutschen Medien sehr präsent 
in Verbindung mit der Frage der Refu- 
gees. Könntest du uns einen direkten 
Einblick über die Lage der Refugees in 
Mazedonien und wie der bürgerliche 
Staat darauf reagiert? 


Die Situation der Geflüchteten in 
Mazedonien ist sehr schwierig. Seit 
Beginn der Refugeekrise haben bis 
heute 20.000 Menschen die mazedo- 
nisch-griechische Grenze überquert. 
Sie habe nicht nur mit der faschisti- 
schen Regierung zu kämpfen, die ver- 
sucht sie als eine Gefahr darzustellen, 
sondern auch mit der Grenzpolizei. 
Diese behandelt sie einerseits wie 
Tiere und anderseits versucht sie aus 
ihnen Profit zu schlagen in dem sie 
lebenswichtige Produkte zum zwei- bis 
dreifachen Preis verkaufen. 


Die Hauptmeinung der Bevölkerung 
in Hinblick auf die Geflüchteten ist 
jedoch, dass die Regierung ihnen hel- 
fen sollte sowie in einem humaneren 
Weg mit der Krise umzugehen habe. 
Es gibt dutzende humanitäre Organi- 
sationen in Mazedonien, welche den 
Refugees mit Erster Hilfe, Lebens- 
mittel sowie Hygieneprodukten 
und Bereitstellung von Unterkünf- 
ten helfen. Es gibt jedoch nur zwei 
linke  Organisationen/Bewegungen 
- „Solidarnost“ sowie „Lenka“ - wel- 
che Anstrengungen unternehmen um 
den erschöpften Refugees zu helfen. 
Diese nehmen die linken Initiativen 
dankend an. 
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: Der Name ist Programm: : 
!Hier in dieser Zeitung erfährst du nur! 
einige Punkte und Positionen unserer: 
‚Politik. Sie alle basieren auf unserem: 
:Programm, welches unsere heutige: 
!Situation mit dem Kampf um eine sozi-; 
!alistische Revolution verbindet. Allen: 
Jugendlichen innerhalb der Sozialde-: 
!mokratie, sowie in der radikalen Lin-: 
!ken, wollen wir mit diesem Programm: 
!einen Diskussionsvorschlag bieten für: 
:den Aufbau einer tatsächlich revoluti-: 
!onären, unabhängigen Jugendorgani-: 
!sation - einer neuen Jugendinternati-: 
:onale. Wir fordern euch auf, es mit uns: 
:zu diskutieren und aktiv in die kom-: 
menden Auseinandersetzungen in der: 
:Krise zu tragen. : 
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In den letzten Tagen spitzte sich die 
Situation in der Türkei drastisch zu. 
Im ganzen Land wurden Parteizent- 
ralen der HDP angegriffen oder gar 
in Brand gesetzt. Gleichzeitig bilden 
sich faschistische und nationalistische 
Mobs, die durch die Straßen laufen und 
pogromartig kurdische Geschäfte zer- 
stören und Menschen kurdischer Her- 
kunft angreifen. Allein in zwei Tagen 
wurden 400 HDP Büros angegriffen. In 
Istanbul wurde ein junger Mann sogar 
erstochen, weil er an einer Bushalte- 
stelle auf kurdisch telefonierte. 


Der Konflikt zwischen den Kurd_innen 
und türkischen Nationalist_innen exis- 
tiert zwar schon seit der Gründung der 
türkischen Republik, doch wurde er 
in den letzten Jahren vor allem durch 
viele Zugeständnisse der Kurdischen 
Arbeiterpartei PKK und ihrer politisch 
legalen Kraft, der BDP, „friedlicher“. 
Doch nun müssen Menschen wieder 
Angst haben. 


Seit dem Attentat von Surug kommt es 
zu Massakern an der kurdischen Bevöl- 
kerung im Osten des Landes, die Stadt 
Cizre ist komplett vom Militär belagert, 
die Bevölkerung hat Ausgangssperre. 
Gleichzeitig greift das Militär diejenigen 
an, die sich oder ihre Familien verteidi- 
gen wollen. Allein in der Nacht, vom 10. 
zum 11. September, gab es 20 Tote. 


Vor einigen Tagen machte sich eine 
Delegation von HDP-Abgeordneten 
auf den Weg nach Cizre. Ihre Busse 
wurden von der Polizei gestoppt. Sie 
liefen danach zu Fuß weiter, darun- 
ter auch die Vorsitzenden Figen Yük- 
sekdag und Selahattin Demirtas. Auf 
dem Weg über die Landstraße und den 
Fluss Tigris wurde die Kolonne mehr- 
mals von der Polizei angegriffen. 


Erdogan und seine AKP nutzen die 
Konflikte gegen die Kurd_innen und 
in den kurdischen Gebiete außerhalb 
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der Türkei bewusst aus, um die HDP zu 
delegitimieren, sie im Idealfall sogar zu 
illegalisieren und sich selbst als „stabi- 


lisierenden Faktor“ zu präsentieren. 


Eine „Politik der Spannung‘ soll 
Erdogan helfen, seine bei den letzten 
Wahlen gescheiterte Präsidialverfas- 
sung erneut durchzupeitschen. Sei 
es über eine Mehrheit der AKP, einen 
Ausnahmezustand oder ähnliches. Es 
ist jedenfalls eindeutig, dass die dikta- 
torischen, bonapartistischen Züge des 
Regimes immer deutlicher hervortre- 
ten - und der Krieg gegen das kurdi- 
sche Volk als Mittel dient, diese Ent- 
wicklung in den Augen zu legitimieren. 


Die Strategie der HDP? 

Demirtas wirft der AKP und dem 
Staat zurecht Kriegstreiberei und eine 
bewusste Ausnutzung der Situation 
vor. Doch bleibt es bei mahnenden 
und moralistisch abschellenden Wor- 
ten. Die Führung der HPD hofft mit 
ihren offiziellen Stellungnahmen zur 
„Deeskalation“ beizutragen und sich 
als „Friedenspartei“ zu halten - und 
schwankt so zwischen Opposition und 
Opportunismus. Mit der Verkündung 
der Neuwahlen wurde eine Übergangs- 
regierung gebildet, die aus AKP, einem 
(von seiner Partei deswegen ausge- 
schlossenen) MHP-Mitglied und zwei 
HDP-Abgeordneten (!) besteht. 


Während Demirtas unter den Kurd_ 
innen die PKK-Guerilla verteidigt, ruft 
er im Parlament zur Niederlegung 
der Waffen auf. Dies zeigt das ganze 
Dilemma nicht nur der Politik der HPD, 
sondern letztlich auch der PKK, die 
beide eigentlich den „Friedensprozess“ 
wieder beleben wollen, den Erdogan 
längst aufgekündigt hat. Das AKP-Re- 
gime will keine Verhandlungen, son- 
dern die Kapitulation. 


Was jedoch dringlichst gebraucht wird 
sind zum einen Selbstverteidigungs- 
strukturen, nicht nur für die HDP Büros, 
sondern auch für den Wähler_innen 
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und Mitglieder, die auf offener Straße 
attackiert werden. Zum anderen muss 
aber auch die Debatte um die Pers- 
pektive des kurdischen Befreiungs- 
kampfes vorangetrieben werden. Es 
vergeht kein normales Gespräch unter 
den Menschen hier, das nicht nach fünf 
Minuten zur politischen Debatte wird. 
Jede_r ist betroffen, jede_r spricht vom 
Krieg und vom sehnlichen Wunsch 
nach Frieden und Menschlichkeit. 


Doch diese kann nicht erbeten oder 
durch moralische Überlegenheit 
erreicht werden. 


Man muss klar Stellung beziehen und 
zwar für die der Unterdrückten, die 
ihrer politischen Stimme beraubt wer- 
den. Der Selbstverteidigungskampf 
der Kurd_innen ist legitim. Auch die 
HDP sollte sich klar dazu äußern, 
Statt um jeden Preis zu versuchen, bis 
zu den nächsten Wahlen ihr Mantra 
des unbewaffneten Widerstandes zu 
wiederholen. 


Eine solche Position ist keineswegs 
mit einer Rückkehr zur Guerilla-Strate- 
gie gleichzusetzen. Der aktuelle Krieg 
gegen das kurdische Volk kann letztlich 
nur gestoppt werden, wenn Erdogan 
in der ganzen Türkei auf Widerstand 
trifft, sprich wenn die städtische Arbei- 
ter_innenklasse und alle unterdrück- 
ten Schichten mobilisiert werden, 
mit Massendemonstrationen auf die 
Straße gehen, wenn die Gewerkschaf- 
ten für Solidarität mit dem kurdischen 
Volk eintreten, wenn politische Streiks 
organisiert werden, wenn gegenüber 
den türkischen Soldaten agitiert wird, 
sich nicht als Kanonenfutter Erdogans 
missbrauchen zu lassen. Nur wenn 
die türkischen Arbeiter_innen ihre 
Gefolgschaft oder jedenfalls passive 
Hinnahme der AKP-Politik und des 
türkischen Nationalismus aufkündigen 
und den kurdischen Massen beistehen, 
werden sie auch in der Lage sich, sich 
gegen das Joch der Ausbeutung und 
Unterdrückung Erdogans zu erheben. 
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Tatsächlich hätten damals Revolutionär_innen gerade 
jede Schwäche, jedes Versäumnis und jeden Bruch mit den 
gemachten Versprechen SYRIZA's aufzeigen sollen. Sie hät- 
ten schonungslos Forderungen an SYRIZA stellen müssen 
diese zu verwirklichen und im Zweifelsfall die Basis SYRI- 
ZAs gemeinsam mit anderen Arbeiter_innenorganisationen 
und Gewerkschaften in Griechenland mobilisieren müssen, 
um Druck auf die Regierung auszuüben. Solche Mobilisie- 
rungen, wie die OXI-Mobilisierung eine war, wäre ein wich- 
tiger Ansatzpunkt zur Schaffung von Aktionskomitees und 
eigenständigen Gegenmachtorganen der Arbeiter_innen- 
klasse zum bürgerlichen Staatsapparat gewesen. Auf ihrer 
Grundlage wäre es zweifach möglich gewesen, SYRIZA auf- 
zufordern mit der kapitalistischen und reaktionären ANEL 
zu brechen und ihre Regierung stattdessen auf die Komitees 
und die Mobilisierung der Arbeiter_innen, Jugendlichen und 
Migrant_innen zu stützen. Eine solche Herangehensweise, 
verbunden mit einer grundlegenden Darlegung der Not- 
wendigkeit der sozialistischen Revolution gegenüber der 
reformistischen Politik der SYRIZA Führung hätte mögli- 
cherweise den geschehenen Verrat in dieser Form verhin- 
dern, zumindest aber die Kräfteverhältnisse bedeutend bes- 
ser gestalten können. 


Zu dieser alternativen Politik war jedoch die deutsche 
Linke, und leider auch die griechische Linke, nicht bereit. 
Stattdessen wurde SYRIZA bis zum Schluss beinahe unkri- 
tisch unterstützt. Die Zeche allerdings muss die griechische 
Arbeiter_innenklasse, Jugendlichen und die Migrant_innen 
bezahlen. Mit Sicherheit eine unangenehmere Erfahrung, 
als in der gemeinsamen Aktion eine kritische Diskussion zu 
führen. Diese kritische Diskussion wurde von breiten Teilen 
der deutschen Linken abgelehnten, da dies nicht ihrem Ver- 
ständnis von „internationaler Solidarität“ entspräche. 


Neues Hoffnungsprojekt Volkseinheit 

Das Verhältnis insbesondere der deutschen Linken zu 
SYRIZA war problematisch. Grundlegend kann auch gesagt 
werden, dass die Fehler welche die reformistische und zen- 
tristische Linke in Deutschland zum Zeitpunkt des Hypes 
rund um SYRIZA begingen, vorausgesehen werden konn- 
ten. Aber gehen wir einmal für einen Augenblick davon aus, 
dass dem nicht so wäre. Wir müssten nun eigentlich davon 
ausgehen, dass man nach SYRIZA schlauer sei. Das man die 
Erfahrungen bilanzieren müsste und einen genaueren Blick 
auf die grundlegende Politik die zum Verrat SYRIZA's führte 
anschaut und die neuen Perspektiven und Alternativen dazu 
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beleuchtet. Aber leider ist dies zumindest bei führenden 
Figuren der deutschen Linken und etlichen Organisationen 
Fehlanzeige. Denn es gibt ja bereits das nächste Hoffnungs- 
projekt, auf das man sich unkritisch stürzen kann. Es heißt 
Laiki Enotita, zu deutsch Volkseinheit. 


Man könnte gerade behaupten, dass sich so ungestüm auf 
dieses neue Phänomen gestürzt wird, gerade um nicht ein- 
mal tief einzuatmen und das Geschehene zu reflektieren. 
Die Politik SYRIZA's noch einmal grundlegend zu hinterfra- 
gen und sich ernsthafte Gedanken um das Programm als 
Ganzes zu machen. 


Ja, es ist richtig, dass sich nun um eine spezielle Frage eine 
politische Debatte entfaltet: um die Frage der EU und des 
Euros. Aber wenn Janine Wissler und Nicole Gohlke, Mit- 
glieder von Marx21 sowie Abgeordnete des Bundestages 
für die LINKE, schreiben, dass der Bruch der „Volkseinheit“ 
mit-SYRIZA nun ein großer -Fortschritt wäre sowie die Linke 
in Europa nun kritisch die EU hinterfragen müsse, so drückt 
dies nur die Rückschrittlichkeit der LINKEN aus. Aber lei- 
der keinen Fortschritt in der revolutionären Gedanken- 
welt. Denn es könnte auch erwidert werden, dass vor rund 
10 Jahren hunderttausende, wenn nicht sogar Millionen 
von Menschen gegen die neoliberalen EU-Verträge von 
Lissabon demonstrierten und stimmten. Nachdem aber 
die europäische Bourgeoisie sich durch Verhandlungen in 
den Hinterzimmern.hinten rum doch durchgesetzt hatte, 
wurde es in der reformistischen Linken Europas salonfähig 
von.einem „sozialen Europa“ unter der kapitalistischen EU 
zu träumen. 


Warum diejenigen, die sich als Kapitalismuskritiker_innen 
verstehen und bis vor kurzem noch SYRIZA unterstützten 
aber erst jetzt darauf kommen, dass möglicherweise ein 
Bruch mit den Illusionen in die EU und im Zweifelsfall auch 
mit dem Euro nötig ist, um die Spardiktate zu bekämpfen, 
kann gerne als Frage formuliert werden. Eine andere, fast 
spannendere Frage ist aber, was eigentlich die Alternative 
zur EU und dem Euro darstellen soll? 


Die Führer_innen der Volkseinheit um Lafazanis oder Zoe 
Konstantopoulou geben darauf eine einfache und simple 
Antwort. Die Alternative ist ein Austritt aus der EU und 
ein Ausscheiden aus dem Euro, welches zu einem Bele- 
bung des griechischen Kapitalismus führen soll. Doch die- 
ses Programm ist nicht nur von Beginn an utopisch, weil 
es davon ausgeht, dass Schäuble und Merkel Griechenland 
einen geordneten kapitalistischen Ausstieg und somit dem 
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Rückzug aus dem Einzugsgebiet des deutschen Imperialis- 
mus erlauben würden. Gleichzeitig ist es utopisch zu glau- 
ben, dass die griechische Wirtschaft unter den aktuellen 
Bedingungen auf nationaler kapitalistischer Grundlage 
genesen könnte. Es ist aber neben seinen utopischen Zügen 
auch ein reaktionäres Programm von Lafazanis und Kons- 
tantopoulou, da es letztlich genauso auf die Rettung des 
Kapitalismus gerichtet ist, wie das SYRIZAs. 





Der Weg auf dem die Volkseinheit dieses Ziel erreichen 
will, ist fast noch katastrophaler, nämlich wie der Name es 
bereits sagt, durch eine „große patriotische Front des Vol- 
kes“, die alles von der Arbeiter_in bis zum mittleren Unter- 
nehmer einschließt. Neben der berechtigten Frage, wo die 
Volkseinheit eigentlich diese „fortschrittlichen“ Teile der 
Kapitalistenklasse auftreiben möchte, ist es eine politische 
Kampfansage an einen unabhängigen Klassenstandpunkt 
der Arbeiter_innen. Aber gerade dieser ist in einer Situation 
in welcher nicht nur die Nea Demokratia, sondern auch die 
Faschisten an Kraft gewinnen, doppelt wichtig. 


Die Politik der Volkseinheit ist, wenn man sie genau betrach- 
tet also nicht linker als das Programm von Thessaloniki, das 
Parteiprogramm von SYRIZA von 2012. Es ist insgesamt 
bedeutend unkonkreter, zielt ebenfalls auf die Rettung des 
Kapitalismus ab und ist in wichtigen Fragen sogar rechter, 
weil es offen zu einem nationalen, klassenübergreifenden 
Bündnis aufruft, dass Teile der Kapitalisten miteinbeziehen 
soll. 


Doch solch Kritik, hört man von den Organisationen in Grie- 
chenland, die sich an dem Wahlblock beteiligen herzlich 
wenig. Ähnlich verhält es sich mit ihren Schwesterorgani- 
sationen in Deutschland von SAV, bis Funke, als auch Orga- 
nisationen wie Marx21 oder der ISL, die sich nun positiv auf 
das neue Hoffnungsprojekt stürzen. 


In ihrer zweiten Stellungnahme zur Volkseinheit kritisierte 
die SAV zwar zurecht die undemokratischen Verhältnisse 
in dem neuen Wahlblock. Dies war aber scheinbar haupt- 
sächlich dadurch motiviert, dass sie letzten Endes keinen 
Platz auf den Wahllisten angeboten bekamen. In ihrer ers- 
ten Stellungnahme, klang es noch fast so, als wäre die neue 
antikapitalistische Massenpartei in Griechenland gegrün- 
det worden („Das Programm, das derzeit von der Basis der 
„Volkseinheit“ diskutiert wird, ist stark antikapitalistisch‘). 
Eine Kritik an der grundlegenden Programmatik der Volks- 
einheit bleibt aber auch in der zweiten Stellungnahme aus. 
Obwohl gerade dies dringend nötig wäre, besonders wenn 
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man dieser Partei eine kritische Wahlunterstützung zukom- 
men lässt wie es die SAV tat. 


Auch abschließend bleibt die Frage, wie viel Konsequenz 
und Mut von den Führer _innen eines Wahlblocks und einer 
entstehenden Partei erwartet werden kann. Vor allem von 
den Personen, die den Kampf gegen den rechten Flügel in 
SYRIZA so lange herauszögerten hatten bis es schlussend- 
lich zu spät war. Denn der letztliche Bruch mit SYRIZA kam 
nicht durch die Initiative der „Linken Plattform“ und DEA 
(Werktätige Linke) zustande, sondern dadurch, dass Tsipras 
kurzerhand Neuwahlen ansetzte und vorher die Linke im 
ZK damit beruhigt hatte, dass der nächste Parteikongress 
im September stattfinden würde. Das bedeutete schlicht, 
dass die linkeren Abgeordneten in SYRIZA nicht erneut auf 
die Wahllisten gesetzt worden wären. Das war der Punkt 
an dem die reformistischen und zentristischen Führer_ 
innen geknickt SYRIZA verließen. Nicht nach einer politi- 
schen Auseinandersetzung oder gar einem ausgefochtenen 
Fraktionskampf. 


Welches Programm brauchen wir? Für welche Einheit 
kämpfen wir? 

Wer nicht will, dass sich die Dinge wiederholen, der sollte 
diese Partei einer grundlegenden politischen Kritik unter- 
werfen und klar und offen ein alternatives, revolutionäres 
Programm artikulieren. Ein Programm, dass sich nicht auf 
die Rettung des griechischen Kapitalismus bezieht, sondern 
auf dessen Sturz. Das sich nicht primär auf den nächsten 
Parlamentsposten fixiert, sondern wenn es Parlamentspos- 
ten gibt, diese genutzt werden, um die Aktivität der Klasse 
außerhalb des Parlaments zu 100% zu unterstützen. 


Natürlich ist es wichtig dieses Programm insbesondere mit 
den rund 10’000 Mitgliedern, die SYRIZA in Richtung Volks- 
einheit verlassen haben zu diskutieren. Auch ist es für Revo- 
Lutionär_innen nicht irrelevant, ob in den jetzigen Wahlen 
die Kräfte, die für die Spardiktate stehen oder jene Organi- 
sationen der Arbeiter_innenkalsse, die dagegen stehen an 
Stimmen gewinnen. Daher war eine kritische Wahlunter- 
stützung für Parteien wie Laiki nicht nur möglich, sondern 
auch gerechtfertigt. Das zentrale Ziel einer solchen Wahl- 
unterstützung muss es aber eben sein, die Diskussion über 
eine grundlegende politische Alternative und ein anderes 
Programm über die Grenzen von Laiki hinaus anzustoßen. 
Wenn dieser Prozess angestoßen werden sollte, in Grie- 
chenland, sowie auch in ganz Europa, wären wir tausendmal 
weiter, als wenn die Volkseinheit 1 oder zwei Prozentpunkte 
mehr in den Wahlen gewonnen hätte. 


Griechenland FT 





„Volkseinheit‘ - Das nächste Hoffnungsprojekt? 


VON GEORG ISMAEL 


Würde das Verhältnis der breiteren deutschen Linken zur 
griechischen Linken eine zwischenmenschliche Beziehung 
darstellen so müsste ihr im Grunde genommen die Scha- 
mesröte ins Gesicht steigen. Ihr Verhalten drückt sich nicht 
nur durch außerordentliche Oberflächlichkeit, Sprunghaf- 
tigkeit sowie einen Mangel an Reflektionsfähigkeit aus. Es 
beweist darüber hinaus auch, dass die eigene Unfähigkeit 
die Verhältnisse zu verstehen und grundlegende Antwor- 
ten darauf zu finden, versucht wird durch den Bezug auf die 
„Anderen“ zu überspielen. 


Konkret sprechen wir auf das Verhältnis der deutschen Lin- 
ken zur Partei SYRIZA unter Alexis Tsipras an. Sowie auf den 
Wahlblock und der möglicherweise neuen Partei „Laiki Eno- 
tita® (Volkseinheit). Nachdem am 5. Juli 2015 61% der grie- 
chischen Wähler_innen, unter ihnen vorwiegend Jugendli- 
che, Arbeiter innen und Arbeitslose, in einem Referendum 
gegen ein weiteres Spardiktat unter der Troika aus Europä- 
ischer Union (EU), der Europäischen Zentralbank (EZB) und 
des Internationalen Währungsfonds (IWF) gestimmt hat- 
ten, verriet SYRIZA kurz danach genau jenes Mandat und 
unterzeichnete gar ein härteres Sparpaket. Dieser Verrat 
am „OXI”, des Neins zu den Angriffen des griechischen, aber 
insbesondere auch des französischen und deutschen Kapi- 
tals auf die griechischen Arbeiter_ innen und Jugendlichen, 
führte letztlich zu einer Spaltung innerhalb SYRIZAs und 
der Gründung der heutigen Volkseinheit. 


Altes Hoffnungsprojekt SYRIZA 

Bis dahin war die reformistische Partei SYRIZA das große 
Hoffnungsprojekt der LINKEN im allgemeinen, der meisten 
Organisationen welche sich in der LINKEN befinden, sowie 
eines beträchtlichen Teils des Autonomen Spektrums wie 
beispielsweise Teilen der Interventionistischen Linken (IL). 


Doch leider weilten sich Organisationen wie Marx21 oder 
der Internationalen Sozialistischen Linken (ISL) in unkriti- 
scher Unterstützung, anstatt eine grundlegende Kritik an 
SYRIZA auf ihrem Weg von einer vermeintlichen „Anti-Kür- 
zungspartei“ hin zu einer offenen Partei des Spardiktats zu 
formulieren. Aber gerade dies wäre und ist die Aufgabe von 
Revolutionär_innen. 


SYRIZA war von Beginn an eine reformistische Partei, das 
heißt eine Partei die ihrer eigenen Ideologie nach den Kapi- 
talismus zum besseren hin reformieren wollte. Das bedeutet 
aber auch, dass ihre gesamte Politik, ihr Schicksal unweiger- 
lich an den Kapitalismus gebunden war und ist. Das sich ihre 
Politik im Zweifelsfall auf die Rettung des Kapitalismus und 
gegen die revolutionäre Aktivität der Klasse richten muss. 
Uns war das von Anbeginn klar und es wäre jedem und jeder 
Revolutionär_in klar gewesen, die sich das Wahlprogramm 
von Thessaloniki angesehen hätte. 


Sehr wohl war uns aber auch bewusst, dass Millionen 
von griechischen Arbeiter innen und Jugendlichen ihre 
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Hoffnungen in SYRIZA legten. Es war also die Aufgabe 
von Revolutionär_innen bei ihnen zu sein, während sie ihre 
Erfahrungen mit SYRIZA machten. Aber nicht alleine das 
„bei ihnen sein“ im Sinne eines unkritischen Weggefährten 
war die Aufgabe von Revolutionär_innen, so wie es fast aus- 
nahmslos die deutsche Linke tat, sondern das bei ihnen sein 
im Kampf gegen die Memoranden. Dies hätte einhergehen 
müssen mit dem gleichzeitigen Aufzeigen der Unmöglich- 
keit diese Memoranden mit der reformistischen Politik und 
Passivität SYRIZAs und der bürgerlichen Regierung aus 
ANEL und SYRIZA zu bekämpfen. 


Nach diesem unvermeidlichen Verrat SYRIZA’s, können wir 
zwei vorherrschende Tendenzen in der deutschen Linken 
beobachten. Ein Teil sammelt sich um den rechten Flügel 
der Linkspartei, der weiter, als wäre nichts geschehen, die 
SYRIZA Führung unterstützt. Gregor Gysi drückte das auf 
der zentralen Wahlkampfveranstaltung von SYRIZA folgen- 
dermaßen aus „Ihr hattet sehr schwere Verhandlungen mit 
meiner Regierung, aber ihr habt das bestmögliche Ergeb- 
nis herausgeholt. Außerdem war die Situation vor der Ver- 
einbarung unkalkulierbar. Jetzt, wo die Gefahr eines Grexit 
gebannt ist, ist alles kalkulierbar.“ 


Nicht nur das Gysi die Offenheit besitzt von der derzeiti- 
gen reaktionären, deutschen Regierung aus CDU und SPD 
als „seiner“ Regierung zu sprechen. Er stellte zusätzlich 
diesen historischen Betrug SYRIZAS praktisch als alterna- 
tivlos dar. Vor allem macht er sich aber Gedanken über die 
Kalkulierbarkeit der kapitalistischen Krise und möglicher 
Unkalkulierbarkeiten eines entschiedenen Neins zu Krise 
und Sparpaketen, welches große Klassenkämpfe, mit sich 
bringen könnte. So sprechen tatsächlich die Vertreter der 
Kapitalisten. Die deutsche Regierung hätte es selbst nicht 
besser ausdrücken können. 


Das Problem ist aber, dass die Linken in der LINKEN zwar 
diese Aussage von Gysi ablehnen, dass sie gefühlt auf der 
Seite des OXI stehen, sie aber keine konsequente politi- 
sche und programmatische Alternative artikulieren und sich 
damit selbst zur Passivität verdammen. 


Es ist ja auch nicht so, als ob die Regierung aus ANEL und 
SYRIZA nicht bereits vorher größere soziale Angriffe durch- 
geführt hätte. Die Halbierung der Subventionen für Benzin 
und Petroleum, die vor allem die ländliche Armut trifft und 
jene, die nun im Winter frieren müssen kann als Beispiel 
herangezogen werden. Selbst schon durch die Gründung 
der Regierung mit einer nationalistischen, rechtspopulisti- 
schen ANEL war ein offensichtlicher Bruch mit dem Wahl- 
versprechen zur Bildung einer „Linken Regierung‘. Darüber 
hinaus wurde dieser Partei der Posten des Verteidigungsmi- 
nisters, das heißt die Kontrolle über das Militär zugescha- 
chert. Ein weiterer unglaublicher politischer Einbruch, den 
in Deutschland breite Teile der Linken herunterspielten. 


[Fortsetzung auf Seite 14] 


